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Die PKH-Richtlinie



Teil des Fahrplans zur Stärkung der 
Verfahrensrechte von Verdächtigen oder 
Beschuldigten im Strafverfahren



Hintergrund

u Kooperation der EU-Mitgliedstaaten in grenzüberschreitenden 
Sachverhalten, u.a. in der Strafverfolgung

u Prinzip der gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher Urteile und 
Entscheidungen und der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in 
Strafsachen, Art. 82 (2) AEUV

u Deshalb: Mindestvorschriften für Beschuldigtenrechte

u Natur einer EU-Richtlinie: Umsetzungsspielraum, Anpassung an das eigene 
System



Vorgaben der PKH-RL: Was?

u Zugang zu einem Rechtsbeistand soll sichergestellt werden

u Durch Bereitstellung staatlicher finanzieller Mittel



Vorgaben der PKH-RL: Wie?

u Prüfung der materiellen Kriterien („merits test“)
u oder
u Bedürftigkeitsprüfung („means test“)
u oder
u beides



Vorgaben der PKH-RL: Wie?



Umsetzung in Deutschland

u “Merits“ Test/Prüfung der materiellen Kriterien



Vorgaben der PKH-RL: Wann? 
„Verteidiger der ersten Stunde“

u Unverzüglich und spätestens vor Durchführung der ersten (polizeilichen/staatsanwaltlichen/richterlichen) 
Vernehmung

u Vor Durchführung einer Identifizierungsgegenüberstellung, Vernehmungsgegenüberstellung, Tatortrekonstruktion

u Durch PKH-RL war Vorverlagerung der Pflichtverteidigung ins Ermittlungsverfahren geboten



Umsetzung in Deutschland



Modellfrage

PKH Modell 

Pflichtverteidigung
?



Blick in andere EU-Mitgliedstaaten

u Z.B. Litauen und Niederlande: PKH-System

u Hier jeweils Bedürftigkeitsprüfung

u Organisation der Gewährleistung von PKH durch eigenes Legal Aid Board 
(NL) bzw. State Guaranteed Legal Aid Service (LIT)

u Hier gibt es auch Fälle, in denen die Verteidigung notwendig ist

u Grundsätzlich ist die Inanspruchnahme von Legal Aid aber antragsbasiert 
und es kann darauf verzichtet werden



Modellfrage: Gesetzesbegründung zur 
Reform der Pflichtverteidigung 2019



Charakteristika des deutschen Systems

u Keine Bedürftigkeitsprüfung

u In den Fällen notwendiger Verteidigung: „Zwang“ zur Verteidigung

u Kein Verzicht möglich

u Grundsätzlich kein Antrag notwendig (aber: seit der Reform neues 
Antragserfordernis in § 141 Abs. 1 StPO)

Gründe für die „deutsche“ Lösung?



Ursprünge des deutschen Modells

u „Zwang“ als Schutz
u Nach überwiegender Ansicht in Rspr. und Literatur: Ausfluss von Rechtsstaatlichkeit
u Verteidigung historisch gewachsen als Abwehrrecht gegen den Staat im reformierten 

inquisitorischen Modell

u Wenn ein Verfahren in materiell-rechtlicher oder prozessualer Hinsicht kompliziert ist, darf 
Beschuldigter nicht unverteidigt sein, selbst wenn er es will à (sanfter/verfahrensrechtlicher) 
Paternalismus? Vgl. anglo-amerikanische Systeme („the right of an individual to determine his own 
destiny“, Jones vs. Barnes 463 U.S. (1983), 745 (753 n. 6); s. z.B. auch Diskussion um 
Selbstverteidigung des jugoslawischen Ex-Präsidenten Milosevic vor UN-Tribunal in Den Haag

u Bedürftigkeitsprüfung wäre eigentlich Ausfluss von Sozialstaatlichkeit
u Pflichtverteidigung wird auch als „funktionales Äquivalent“ bezeichnet (z.B. Gesetzesbegründung) 

à soll sozialstaatliche Funktion mit übernehmen



Modellfrage: Gesetzesbegründung zur 
Reform der Pflichtverteidigung



Komplette Umstellung auf PKH-
Modell?

u Weniger Schutz, wenn rein antragsbasiert oder Verzicht möglich?
u M.E.: Ja!



Rücksichtnahme auf Bedürftigkeit? 
Kostentragungsverpflichtung

u Aber: Kostentragungsverpflichtung im Verurteilungsfall, auch die Kosten der Pflichtverteidigung, 
selbst wenn Beschuldigter keinen Verteidiger wollte…

u Nur Pfändungsschutzgrenze nach Justizbeitreibungsgesetz (derzeit Grundfreibetrag in Höhe von 1.180 
Euro pro Monat)

u Verteidigung im Interesse der Rechtspflege? Zugang zum Recht auch für bedürftige Beschuldigte? 
Legitimation? Austausch mit ausländischen Kolleg*innen…

u Mein Lösungsvorschlag: Reform der Kostentragungsverpflichtung; politisch wohl leider nicht tragbar…



Das Antragserfordernis in § 141 Abs. 1 
StPO – ein Systembruch?

u Fassung des RefE:

u Bestellung auf Antrag oder von Amts wegen

u Antrag nur als „doppelter Boden“



Das Antragserfordernis in § 141 Abs. 1 
StPO – ein Systembruch?

u Fassung des RegE

u Grundsätzlich Bestellung auf Antrag

u Von Amts wegen nur in bestimmten Fällen, im Vorverfahren nur bei 
Unfähigkeit zur Selbstverteidigung



Vom RefE zum RegE…

Quelle: https://www.bild.de/politik/inland/politik-inland/barley-will-prozesskosten-hilfe-massiv-ausweiten-59241390.bild.html



Wann „Unfähigkeit zur 
Selbstverteidigung“?

u Laut Gesetzesbegründung:



Wann „Unfähigkeit zur 
Selbstverteidigung“?

u In welchen Fällen vermag der Beschuldigte die Tragweite der Nichtausübung seines 
Antragsrechts nicht zu erkennen?

u Ist das nicht in allen Fällen so, in denen das Gesetz vermutet, dass der Beschuldigte sich 
nicht selbst verteidigen kann = in allen Fällen notwendiger Verteidigung?

u Warum sollte das Gesetz davon ausgehen, dass der Beschuldigte sich im 
Ermittlungsverfahren in den Fällen notwendiger Verteidigung noch selbst verteidigen kann, 
ab dem Zwischenverfahren aber nicht mehr?

u Ist das Ermittlungsverfahren nicht strukturell viel problematischer für den unverteidigten 
Beschuldigten?

u M.E. Raum für Auslegung, dass in allen Fällen notwendiger Verteidigung Bestellung von 
Amts wegen erforderlich! Sonst Bruch im deutschen System

u Sonst droht Verstoß gegen das europarechtliche Regressionsverbot!
u S. zur extensiven Auslegung Jahn, Löwe/Rosenberg-StPO, 27. Aufl 2019, § 141 Rn. 33 ff.



BGH Entscheidungen aus 2021 und 
2022

u BGH (ER), Beschl. v. 04.06.2021 – 2 BGs 254/21

u BGH, Beschl. v. 05.04.2022 – 3 StR 16/22



BGH (ER), Beschl. v. 04.06.2021 – 2 BGs 
254/21 (kommentiert in StV 9/2022)



BGH (ER), Beschl. v. 04.06.2021 – 2 BGs 
254/21 (kommentiert in StV 9/2022)

u Gegen den Beschuldigten wurde durch GBA wegen des Verdachts der 
Unterstützung einer terroristischen Vereinigung im Ausland („Islamischer Staat“) 
ermittelt

u Beschuldigter befand sich in psychiatrisch stationärer Behandlung
u präventive und repressive Maßnahmen im Ermittlungsverfahren
u Polizei belehrte den Beschuldigten nicht über sein Antragsrecht auf 

Pflichtverteidigerbestellung 
u Beschuldigter äußerte gegenüber der Polizei, nicht ohne einen Anwalt aussagen 

zu wollen
u GBA wusste von unterbliebener Belehrung, stellte aber seinerseits keinen Antrag 

auf Beiordnung („Im Lichte des Inhalts der Belehrung kann die Forderung des 
Beschuldigten nach einem RA nicht als Antrag nach § 141 Abs. 1 S. 1 StPO 
ausgelegt werden.“)



BGH (ER), Beschl. v. 04.06.2021 – 2 BGs 
254/21 (kommentiert in StV 9/2022)

u BGH ER: Pflichtverteidigerbestellung von Amts wegen nach § 141 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 StPO

u Vom BGH offen gelassen, ob Antrag nach § 141 Abs. 1 StPO vorlag

u Begründung für die Bestellung von Amts wegen: ermittlungsverfahrensspezifische Auslegung der 
eingeschränkten Fähigkeit zur Selbstverteidigung in § 141 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 StPO 

u Orientierung für die Auslegung an § 140 Abs. 2 StPO: geistige Fähigkeiten des Beschuldigten, 
Gesundheitszustand und weitere konkrete Umstände des Einzelfalls, namentlich Gewicht des 
Tatvorwurfs, drohende strafrechtliche Sanktion sowie Verständigungsschwierigkeiten bei Ausländern

u Hier: Tatvorwurf gewichtiges Staatsschutzdelikt, Beschuldigter befand sich in psychiatrisch stationärer 
Behandlung

u Neue ermittlungsverfahrensspezifische Umstände: Kumulation von präventiven und repressiven 
Maßnahmen im Ermittlungsverfahren und verfahrensfehlerhaftes Vorgehen der Ermittlungsbehörden 
(GBA wusste hier, dass die Polizei den Beschuldigten unzureichend über sein Antragsrecht auf 
Verteidigerbestellung belehrt hatte und hat dennoch selbst Bestellung nicht beantragt)



BGH (ER), Beschl. v. 04.06.2021 – 2 BGs 
254/21 (kommentiert in StV 9/2022)

u Bewertung: M.E. erfreulich weites Verständnis der 
Pflichtverteidigerbestellung von Amts wegen

u Auch wenn man m.M.n. auch einen Antrag nach § 141 Abs. 1 StPO hätte 
annehmen müssen (Beschuldigter hat zum Ausdruck gebracht, dass er 
nicht ohne Verteidiger aussagen will, OBWOHL er nicht richtig über 
Antragsrecht belehrt wurde à dies spricht m.E. gerade dafür und nicht 
dagegen, dass er Antrag stellen wollte)

u Strukturell schwache Position des Beschuldigten im Ermittlungsverfahren 
wird berücksichtigt

u Für die Beurteilung der „Fähigkeit zur Selbstverteidigung“ wird (auch) auf 
die Notwendigkeit der Verteidigung nach § 140 StPO abgestellt



BGH, Beschl. v. 05.04.2022 – 3 StR 16/22



BGH, Beschl. v. 05.04.2022 – 3 StR 16/22



BGH, Beschl. v. 05.04.2022 – 3 StR 16/22

u Syrischer Beschuldigter, der u.a. wegen Beihilfe zum Mord und 
Kriegsverbrechen zu neun Jahren Freiheitsstrafe verurteilt wurde

u Zwei polizeiliche Vernehmungen fanden im Beisein eines Dolmetschers, 
aber ohne Verteidiger*in statt

u Belehrung über Antragsrecht auf Pflichtverteidigerbestellung, es wurde 
aber kein Antrag gestellt

u 3. Strafsenat des BGH hat die Revision verworfen



BGH, Beschl. v. 05.04.2022 – 3 StR 16/22

u Mit der Verfahrensrüge wurde ein Verstoß gegen § 141 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 
StPO geltend gemacht

u Hier restriktives Verständnis von der Pflichtverteidigerbestellung von Amts 
wegen

u Unfähigkeit zur Selbstverteidigung wurde nicht angenommen, obwohl 
neben dem schweren Tatvorwurf (Beihilfe zum Mord u.a.) fehlende 
Deutsch-Kenntnisse des Beschuldigten vorlagen

u M.E. verkürztes Verständnis des reformierten § 141 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 StPO im 
Lichte der PKH-RL; „Rosinenpicken“ in Konflikt mit europarechtlichem 
Regressionsverbot

u BGH (ER), Beschl. v. 04.06.2021 – 2 BGs 254/21 wird nicht einmal erwähnt



BGH, Beschl. v. 05.04.2022 – 3 StR 16/22
Abhilfe durch den Gesetzgeber?

Koalitionsvertrag:



Andere Vorgaben der PKH-RL

u Verschiedene Mechanismen zur Qualitätssicherung denkbar, je nach System („Toolbox“)
u Gerade in Deutschland Unabhängigkeit der Rechtsanwaltschaft hoher Stellenwert, in anderen 

Systemen Konflikte zwischen Anwaltschaft und Legal Aid-Behörden (Bsp. LIT)
u Denkbar z.B. peer review System

u Bestellungspraxis in Deutschland



Fragen?
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